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jedermann eingesehen werden kann.

Der  Satzungsbeschluß  über  den  Bebauungsplan

Abs. 3  BauGB  ortsüblich bekanntgemacht worden
mit   dem  Hinweis,   daß  der  Bebauungsplan  von

Mit dieser Bekanntmachung tritt der BebauungsplanBESCHLOSSEN

den Bebauungsplan gem. §10 BauGB als Satzung

Die Begründung wurde gebilligt.

als Satzung beschlossen.

i.V.m. § 88 Landesbauordnung in den Bebauungs-

Die  örtlichen  Bauvorschriften über die Gestaltung
baulicher Anlagen wurden  gem. § 9 Abs.4 BauGB

plan als  Festsetzung aufgenommen und ebenfalls

AUSFERTIGUNG
Die Übereinstimmung des textlichen und zeichneri-
schen  Inhalts dieses  Bebauungsplanes  mit   dem
Willen  des  Gemeinderates  sowie  die  Einhaltung
des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Verfahrens  zur
Aufstellung des Bebauungsplanes werden bekundet.

In der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

§44 Abs. 3 und 4 BauGB hingewiesen worden.

ist ebenfalls hingewiesen worden.

ist  gemäß § 44 Abs. 5 BauGB  auf  mögliche  Ent-
schädigungsansprüche  und deren Erlöschen nach

Auf  die  möglichen  Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1
BauGB sowie  des § 24 Abs. 6  Gemeindeordnung

IN KRAFT

Ortsbürgermeister Ortsbürgermeister Ortsbürgermeister
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Serrig, den Serrig, den Serrig, den

Serrig, den Serrig, den Serrig, den Serrig, den

Der   Gemeinderat   Serrig    hat   am   11.04.2018
vom  11.04.2018   ist   am   ..................   gem.  §10

1.   Baugesetzbuch  (BauGB)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
      (BGBl. I S. 2414), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
2.   Verordnung   über   die   bauliche   Nutzung    der   Grundstücke   (Baunutzungs-
      verordnung - BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung  vom   23.01.1990 (BGBl. I S.
      132), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
3.   Verordnung   über   die   Ausarbeitung   der   Bauleitpläne   und   über   die   Dar-
      stellung  des  Planinhaltes    (Planzeichenverordnung     PlanzV) vom 18.12.1990
      (BGBL. I 1991 S. 58), sowie  die  Anlage  zur  PlanzV,  in  der  bei   Erlass  dieser
      Satzung geltenden Fassung.
4.   Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365),
      in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
5.   Gemeindeordnung     für     Rheinland-Pfalz    (GemO)    i.d.F.  vom   31.01.1994
      (GVBl. S. 153), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
6.   Gesetz  über  Naturschutz   und   Landschaftspflege   (Bundesnaturschutzgesetz
      - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl.  I S. 2542), in der bei Erlass dieser Satzung
      geltenden Fassung.
7.   Landesgesetz  zur  nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landes-
      naturschutzgesetz - LNatSchG) vom 28.09.2005 (GVBl. S. 387), in der bei Erlass
      dieser Satzung geltenden Fassung.
8.   Gesetz  zum  Schutz vor  schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
      gungen,   Geräusche,   Erschütterungen    und    ähnliche   Vorgänge    (Bundes-
      Immissionsschutzgesetz - BImSchG)    in  der   Fassung   der   Bekanntmachung
      vom  17.05.2013  (BGBl. I S. 1274), in der  bei  Erlass  dieser Satzung geltenden
      Fassung.
9.   Gesetz zur Ordnung  des  Wasserhaushalts  (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in
      der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), in der bei
      Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.

Die  Darstellung  der  Grenzen  und die Bezeichnung
der Flurstücke stimmt mit dem Nachweis des Liegen-
schaftskatasters   überein.    Die  Planungsunterlage
entspricht   den    Anforderungen  des  § 1  der Plan-
zeichenverordnung
(Stand der Planunterlage: August 2017).

Der   Gemeinderat   Serrig    hat    am   28.06.2017
gem.  § 2  Abs. 1  BauGB  die  Aufstellung  des Be-
bauungsplanes  beschlossen.  Der Beschluß wurde
am  24.01.2018  gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich
bekanntgemacht.

Dieser Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich
der   Textfestsetzungen   hat   mit  der   Begründung
gem. § 13a  Abs. 2   BauGB  auf   die  Dauer   eines
Monats in der Zeit  vom  01.02.2018 bis 05.03.2018
zu  jedermanns Einsicht  öffentlich  ausgelegen. Ort
und  Dauer  der  Auslegung wurden am 24.01.2018
mit  dem  Hinweis  ortsüblich  bekanntgemacht, daß
Anregungen   während   der  Auslegungsfrist  vorge-
bracht werden können. Die in Betracht  kommenden
Behörden   und   sonstigen  Träger  öffentlicher  Be-
lange, die von der Planung berührt  werden, wurden
über  die  öffentliche Auslegung  unterrichtet.  Ihnen
wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Der  Gemeindetrat hat die im  Zuge der öffentlichen
Auslegung  eingereichten  Stellungnahmen der  Be-
hörden  und  sonstigen  Träger öffentlicher Belange
sowie  die   vorgebrachten   Anregungen   aus   der
Öffentlichkeit   in  seiner   Sitzung    am  11.04.2018
geprüft, die   erforderliche  Abwägung  durchgeführt
und das Abwägungsergebnis gebilligt.
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Lärmpegelbereich erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß 

R’w,res  des Außenbauteils in dB 
 Bettenräume in 

Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, 

Übernachtungsräume 
in 

Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume und 

ähnliches 

Büroräume 
und ähnliches 

III 40 35 30 
IV 45 40 35 
V 50 45 40 
VI *) 50 45 
VII *) *) 50 

*) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 
 

Tabelle 2 
 
 

 
Nach außen abschließende Bauteile von schutzbedürftigen Räumen sind so auszuführen, dass 
sie die folgenden resultierenden Schalldämm-Maße aufweisen: 

 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Bereich Artenschutz 
 
Maßnahme V1: Rodungen außerhalb der Brutzeit der Vögel bzw. Aktivitätszeit der 
Fledermäuse 
Die Räumung des gesamten Baufeldes sowie die Rodung von Gehölzen ist gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben des BNatSchG auf den Zeitraum von (jeweils einschließlich) Oktober bis 
Februar zu beschränken. Die artenschutzrechtlichen Regelungen im BNatSchG (§ 44) sind 
einzuhalten.  
 
Maßnahme V2: Lärm- und Lichtemissionen 
Unnötige Lärm- und Lichtemissionen sollten im Rahmen der Rodungs- und Bauarbeiten weitest-
gehend vermieden werden, um Vögel und Säugetiere u.a. bei Brut, Durchzug, beim Ruhen oder 
Jagen nicht zu stören (Einsatz von modernen Arbeitsgeräten, keine unnötige Beleuchtung beim 
Bau und der folgenden Nutzung).  
Für die Beleuchtung der (zukünftigen) Anlage sind insektenfreundliche Leuchtmittel zu verwenden. 
Dies wären z.B. Natrium-Niederdrucklampen (Typ LPS, NAL, SOX), Natrium-Hochdrucklampen 
(Typ HSP) oder LED-Lampen. Ebenfalls wäre ein Verzicht auf eine dauerhafte nächtliche 
Beleuchtung (Anbringen von Bewegungsmeldern) von Vorteil. Leuchtmittel sind nur dort 
anzubringen, wo sie notwendig sind. 
 
Maßnahme A1: Ausgleich von potentiellen Fledermausquartieren 
Vier potentielle Quartierbäume (mit Höhlen und Rissen) gehen durch die Rodungsarbeiten im Zuge 
des Vorhabens auf der Untersuchungsfläche verloren. Um diesen Verlust auszugleichen, sind im 
direkten Umfeld an Bäumen vor Beginn der Abriss- und Baumaßnahmen (CEF-Maßnahme) diese 
potentiellen Quartiere in doppelter Anzahl durch künstliche Fledermausquartiere (z.B. Fa. 
Schwegler) zu ersetzen. Dadurch kann eine Betroffenheit kompensiert werden.  

  8 x Fledermaushöhle 2F (Fa. Schwegler)  
 
Maßnahme A2: Ausgleich von potentiellen Nisthöhlen 
Vier potentielle Höhlenbäume gehen durch die Rodungsarbeiten im Zuge des Vorhabens verloren. 
Um diesen Verlust auszugleichen, sind im direkten Umfeld an Bäumen vor Beginn der Abriss- und 
Baumaßnahmen (CEF-Maßnahme) diese potentiellen Brutstätten in doppelter Anzahl durch 
künstliche Nisthöhlen (z.B. Fa. Schwegler) zu ersetzen. Dadurch kann eine Betroffenheit kom-
pensiert werden.  

  8 x Nisthöhle 1B (Fa. Schwegler)  
 
Maßnahme A3: Ausgleich von potentiellen Freibrüter-Standorten 
Es gehen Gebüschstrukturen und Bäume durch die Rodungsarbeiten im Zuge des Vorhabens ver-
loren. Um diesen Verlust auszugleichen, sind im direkten Umfeld und im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Neuanpflanzungen von Bäumen und Sträucher (vor Beginn der Abriss- und 
Baumaßnahmen (CEF-Maßnahme) durchzuführen. Dabei soll es sich um einheimische 
Laubbaumarten, Hochstammobst- bzw. Wildobstgehölze und heimische Sträucher handeln. 
 
 
Radonbelastung 
Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb des vom Landesamt für Geologie und Bergbau 
definierten Bereiches mit einem erhöhten Radonpotenzial von 40.000 – 100.000 Bq/cbm mit lokal 
hohem Radonpotential (Radonvorsorgegebietsklasse II). 
 
Für einen Neubau empfehlen sich die folgenden einfachen vorbeugenden Maßnahmen, die 
ohnehin bereits im Wesentlichen dem Stand der Technik entsprechen:  
 

 Die Bodenplatte sollte aus konstruktiv bewehrtem Beton mit einer Mindeststärke von 15 cm 
bestehen. 

 Die Kellerwände sollten mit einer fachgerechten Bauwerksabdichtung nach DIN 18 195-4 
gegen angreifende Bodenfeuchte geschützt werden. Das Dichtmaterial sollte radondicht 
sein und so elastisch, dass es auch kleine entstehende Risse überbrücken kann. 

 Im Perimeterbereich des Gebäudes sollte eine komplett geschlossene durchgängige 
radondichte Sperrschicht eingebaut werden. Durchdringungen durch diese sind radondicht 
abzudichten. 

 Die Hinterfüllung vor den Kellerwänden sollte mit einem nicht bindigen Material wie Kies 
oder Splitt erfolgen. An diese muss die kapillarbrechende Schicht unter dem Gebäude 
angeschlossen werden, so dass ein Teil des Radons unter dem Gebäude an die Oberfläche 
treten kann. Voraussetzung dafür ist aber, dass die Oberfläche dieser Drainage nicht 
versiegelt wird und Frostschürzen oder ähnliches die Gasmigration nicht behindern. 

 Gegebenenfalls eine Gasdrainage, vor allem unter großflächigen Gebäuden.  

Weitere Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können 
dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz entnommen werden. Weiterhin steht 
zu der Thematik Radon in Gebäuden bzw. in der Bodenluft die Radoninformationsstelle im 
Landesamt für Umwelt zur Verfügung. 

 
Löschwasserversorgung  
Für die Brandbekämpfung muss der Feuerwehr eine ausreichende Menge an Löschwasser zur 
Verfügung stehen. Die Ermittlung des Löschwasserbedarfs richtet sich nach dem Arbeitsblatt W 
405 – Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung – des DWG. 
Demnach ist für das Bebauungsgebiet eine Wassermenge von 1600 L/min (96m³/h) für mindestens 
2 Stunden Wasserlieferung nachzuweisen.  
Zur Gestaltung der Flächen für die Feuerwehr auf dem Grundstück (Zugänge, Zufahrten, 
Aufstellflächen und Bewegungsflächen) ist die Anlage E „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ 
der VV des Ministeriums der Finanzen vom 17. Juli 2000, MinBl S. 234“ anzuwenden. 
Die erforderlichen Standorte und Art der Hydranten sind im Zuge der Objektplanung mit der 
Brandschutzdienststelle abzustimmen.  
 

Die Tabelle ist ein Auszug aus der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, November 1989, 
Tabelle 8 (Hrsg.: DIN Deutsches Institut für Normung e.V.) 
 
Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit vom Verhältnis der gesamten 
Außenfläche eines Raumes zur Grundfläche des Raumes nach DIN 4109-2 (Juli 2016), Gleichung 
33 zu korrigieren. 
 
Es können Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, soweit 
nachgewiesen wird, dass – insbesondere gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder den 
Lärmquellen abgewandten Gebäudeteilen – geringere Schalldämm-Maße erforderlich sind. 

 
 
B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 und Abs. 6 LBauO) 
 Im Plangebiet sind für Hauptgebäude und Nebenanlagen ausschließlich Flachdächer mit einer 
Neigung von 0°-5° sowie flach geneigte Pultdächer mit einer Neigung bis zu maximal 12° zulässig. 

  
C. Hinweise ohne Festsetzungscharakter  

 

 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
Planungen im Hinblick auf Umgang und Lagerung wassergefährdender Stoff müssen im Einklang 
mit der Nutzungszulässigkeit stehen. Weiterhin sind hierbei stets die grundsätzlich geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen des WHG und des LWG sowie insbesondere die Bundesverordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zusammen mit den 
einschlägigen technischen Regelwerken zu beachten.  

 
Brauchwassernutzung 
Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser (Dachentwässerung, unbelastetes 
Oberflächenwasser) soll nur im Außenbereich Verwendung finden. Von der Verwendung als 
Toilettenspülwasser wird aufgrund einer Rekontaminationsgefahr des Trinkwassers bei 
fehlerhafter Rohrinstallation abgeraten.  
Eine Nutzung des Regenwassers für die Waschmaschine ist nach § 3 Nr. 1a der 
Trinkwasserverordnung (TrinwV) seit dem 01.01.2003 nicht mehr gestattet. Die 
Brauchwasseranlagen sind gem. § 13 Abs. 3 TrinkwV anzuzeigen. 
 
Versickerung 
Die Versiegelung sollte minimiert werden. Eine Möglichkeit einer verbesserten Versickerung von 
unbelastetem Oberflächenwasser liegt in der Verwendung von wasserdurchlässigen Materialien 
für Zufahrten und Wege auf den Baugrundstücken (z. B. Rasengittersteine, wassergebundene 
Wegedecke, Pflasterflächen mit weiten, versickerungsfähigen Fugen, wasserdurchlässigem 
Pflaster und Schotterrasen). 

 

Regenwasserrückhalt 
Der Abwassereigenbetrieb der Verbandsgemeinde Saarburg fordert im Rahmen der Genehmigung 
des Bauvorhabens, unabhängig von dem Volumen für die Regenwassernutzung auf dem 
Grundstück, einen Regenwasserrückhalt. Die Größe dieses Rückhaltes beträgt 50 l/m² versiegelte 
Fläche. Um für jeden Regen zur Verfügung zu stehen, muss dieses Volumen innerhalb von 24 
Stunden leer laufen. Ziel sollte dabei sein, dass das leerlaufende Wasser möglichst einer 
breitflächigen Versickerung bzw. Gartennutzung zugeführt wird.  

Baugrunduntersuchungen 
Die Erarbeitung einer projektbezogenen Baugrunduntersuchung unter Anwendung der 
einschlägigen Regelwerke wird empfohlen.  
 
Erdaushub 
Auf den Baugrundstücken anfallender Erdaushub ist, soweit er unbelastet ist, nach Möglichkeit im 
Rahmen der Freiflächengestaltung zu verwenden und damit einer direkten Wiederverwertung 
zuzuführen.  
Sofern bei der erforderlichen Geländemodellierung mineralische Abfälle verwertet werden sollen, 
müssen diese den abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
Bundes-Bodenschutzgesetz, Verordnungen) i. V. m. der LAGA-Mitteilung M 20 „Anforderungen an 
die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Technische Regeln“ genügen). 
 
Oberboden 
Zum Schutz des Oberbodens ist dieser vor Beginn der Bauarbeiten im Rahmen der 
Geländemodellierung abzuschieben und fachgerecht bis zur Wiederverwendung zu lagern. Der 
Oberboden darf dabei nicht verdichtet, mit Unterboden vermischt oder überlagert werden. Die 
Vorgaben der DIN 18915 sind bei der Ausführung der Bodenarbeiten zu beachten (siehe auch § 
202 BauGB). 
Abgeschobener Oberboden ist zur Zwischenlagerung auf Mieten mit einer Höhe geringer 2 m 
aufzusetzen und bei einer Lagerung von mehr als 8 Wochen ggf. mit einer geeigneten 
Zwischensaat zu begrünen. Überschussmassen sind fachgerecht zu entsorgen.  

A. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
 
Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß Baugesetzbuch (BauGB) und Verordnung über die 
bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO). 

 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Sonstiges Sondergebiet mit Wohnungen für Senioren und Menschen mit Beeinträchtigungen sowie 
ergänzenden Wohnformen gem. § 11 Abs. 3 BauNVO. 
Die zulässigen Nutzungen entsprechen der Zweckbestimmung.  
 
Ergänzend sind neben Wohnungen für Senioren und Menschen mit Beeinträchtigungen zulässig: 
 

- Einrichtungen des betreuten Wohnens,  
- Pflegestützpunkt, Arztpraxis, Grundversorgungseinzelhandel als Kiosk mit nicht mehr als 50 

qm Verkaufsfläche, ergänzende Dienstleistungen (Friseur, Bistro / Café etc.), Räume für freie 
Berufe aus dem Gesundheits- und Sozialwesen, 

- Hausverwaltungen, Empfang, Personalräume, haustechnische Einrichtungen aller Art, 
Küchen, Lagerräume, Anlieferungen, Stellplatzflächen.  

 
Wohnungen sind nicht zulässig im orange/weiß schraffierten Baufeld mit dem Kennbuchstaben „A“ 
im schwarzen Rahmen vor weißem Hintergrund gemäß Planeintrag. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.d. § 16 – 20 BauNVO) 
 

Für das Sondergebiet wird das Maß der baulichen Nutzung durch die Grundflächenzahl (GRZ), 
die Geschossflächenzahl (GFZ) und die zulässige Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt.  
 
- Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ 0,6 gemäß Planeintrag) darf durch die Flächen von 

Stellplätzen und Garagen einschließlich der Zufahrten sowie durch sonstige Nebenanalgen 
gemäß § 14 BauNVO um 50 v.H. überschritten werden. 

- Im SO wird als Bezugshöhe für die Höhenfestsetzung die Höhe über NN (161, 53 m ü. NN) 
an der Erschließungsstraße gewählt. 

- Die Oberkanten (OK = höchster Punkt des Gebäudes) ergeben sich durch Planeintrag. Dies 
gilt auch für die Oberkanten von notwendigen Stützwänden, soweit diese durch Planzeichen 
festgesetzt wurden. 

- Antennen und notwendige technische Anlagen dürfen die festgesetzte Oberkante um max. 
3,0 m überschreiten, wenn die Überschreitung auf weniger als 10 % der Grundrissfläche des 
obersten Geschosses erfolgt. Antennen und notwendige technische Anlagen müssen 
mindestens um das Maß der Überschreitung von der Fassade des darunter liegenden 
Geschosses zurücktreten. Solarenergetische Anlagen dürfen die festgesetzte Gebäudehöhe 
um max. 0,5 m überschreiten. Überschreiten Antennen und notwendige technische Anlagen 
die festgesetzte Oberkante, sind diese in Gruppen anzuordnen und mit einer an die 
Farbgebung der Fassade angepassten senkrechten Sichtschutzwand zu versehen. 

 
  
 
3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 22 Abs. 1 BauNVO) 

 
Im SO wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Im Sinne einer 
offenen Bauweise unterliegen die Baukörper jedoch keiner Baulängenbegrenzung auf 50 m. 
Grundsätzlich sind gemäß einer offenen Bauweise die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten.  

 
4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 

23 Abs. 5 BauNVO und § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO) 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung der Baugrenzen gem. § 23 
Abs. 1 BauNVO in der Planzeichnung bestimmt. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
einschließlich Terrassen, Wege, Zufahrten und Zugänge sind auch außerhalb der Baugrenzen 
zulässig. 

 
5. Zusätzliche Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
Flächen für Garagen, Stellplätze, Carports (§ 9 Abs.1 Nr. 4 und 11 BauGB): 
 

PF 1 Stellplätze einschließlich überdachter Stellplätze / Carports sind nur der dafür durch 
Planeintrag festgesetzten Flächen zulässig. Garagen, Tiefgaragen und / oder 
Garagengeschosse sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

 
PF 2 Je 4 offene Pkw-Stellplätze ist ein hochstämmiger, standortgerechter, großkroniger 

Laubbaum (Pflanzqualität min. 3xv, m. Db. 18-20) neu zu pflanzen und zu 
unterhalten. Ausfälle sind gleichwertig zu ersetzen. Es ist je Baum eine 
Pflanzscheibe von mindestens 4 m² unversiegelt zu lassen und zu begrünen. 

 

 
6. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 

BauGB 
 

Anforderungen an die Schalldämmung von Außenbauteilen 
 
Zum Schutz vor Außenlärm für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen sind die Anforderungen der 
Luftschalldämmung nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Ausgabe Juli 2016, einzuhalten. Die erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile ergeben sich nach DIN 4109-1 (Juli 2016) aus den in der Tabelle 2 aufgeführten 
Lärmpegelbereichen. Die Lärmpegelbereiche werden den jeweiligen Fassadenabschnitten 

(Kennbuchstaben A bis L im rautenförmigen Rahmen gemäß Abbildung 1) und dem jeweiligen 
Geschoss gemäß Tabelle 1, in welchem diese gelten, zugeordnet.  
 

 
 
Abbildung 1: Zuordnung der Lärmpegelbereiche zu Fassadenabschnitten und Geschossen gemäß Tabelle 1 
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            * NW = Nordwest 

            * SO = Südost 

            * NO = Nordost 

            * SW = Südwest 

 

            ** Zuordnung der Fassadenabschnitte mit 
                 Kennbuchstaben im rautenförmigen Rahmen 
                 gemäß Planeintrag 

Wohnnutzung NW* A** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

III 
V 
V 
V 

 NW* B** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

IV 
V 
V 
VI 

 NW* C** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

IV 
V 
V 
VI 

 NW* D** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

V 
V 
V 
V 

 NW* E** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

V 
V 
V 
V 

 NO* F** 1.OG 
2.OG 
3.OG 

II 
III 
IV 

Wohnnutzung SO* G** 1.OG 
2.OG 
3.OG 

V 
V 
VI 

 SO* H** 1.OG 
2.OG 
3.OG 

V 
VI 
VI 

 SO* I** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

V 
VI 
VI 
VI 

 SO* J** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

VI 
VI 
VI 
VI 

 SO* K** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

VI 
VI 
VI 
VI 

 SO* L** EG 
1.OG 
2.OG 
3.OG 

V 
V 
V 
V 

Nicht-Wohnnutzung III NW* A** 1.OG VII 
 SO* B** 1.UG 

EG 
1.OG 

VII 
VII 
VII 

 SW* C** 1.OG VII 
Nicht-Wohnnutzung II NW* A** 1.UG 

EG 
VII 
VII 

 NO* B** EG IV 
 SO* C** 1.UG 

EG 
VII 
VII 

 SW* D** 1.UG 
EG 

VII 
VII 

 SW* E** 1.UG 
EG 

VII 
VII 

 

Tabelle 1: Geschoss- und fassadenabschnittsweise Zuordnung der geltenden Lärmpegelbereiche (LPB) 
 

 
 

 
 

- 

- 

-

-

-

Höhenbezugspunkt
161,53 m ü. NN

Zufahrt TGa

IV / FD
OK max.
171,50 m ü. NN

/ FDIII
OK max.
165,50 m ü. NN

St

A

Stützwand

G
abionenw

and

TGa

OK Stützwand
160,70 m ü. NN

OK Gabionenwand
160,70 m ü. NN

OK max.
162,00 m ü. NN

II

OK max.
158,50 m ü. NNI

/ FD

Anlieferung

OK max.
162,00 m ü. NN

II / FD

/ FDIII
OK max.
165,50 m ü. NN

IV / FD
OK max.
171,50 m ü. NN

Teil A: Planzeichnung Teil B: Textliche Festsetzungen

Übersichtskarte -ohne Maßstab-

Maßstab

001.1

1:500
BKS Ingenieurgesellschaft

Planung  gmbh
Raum- / Umwelt-

D-54292  TRIER / MOSEL
Web: www.bks-trier.de

Stadtplanung,

8717

MAXIMINSTRASSE   17b

Bebauungsplan der Ortsgemeinde Serrig
Teilgebiet "Seniorenresidenz - Martinusstraße"

Plan-Nr.:

Projekt-Nr.:

Blattgröße 110 x 50 cm

Bebauungsplan der Ortsgemeinde Serrig "Seniorenresidenz - Martinusstraße"

11.04.2018
Satzungsausfertigung

©GeoBasis-DE/LVermGeoRP2002-10-15Maßstab 1:500

Verfahren gemäß § 13a BauGB


